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Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Walk, ich will gar nicht so 
detailliert auf Ihren Redebeitrag eingehen, aber eines müssen wir wirklich in einer der 
nächsten Sitzungen des Innenausschusses machen: tatsächlich mal über 
Straftatenstatistik in Thüringen reden und wie die instrumentell

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Unser Dauerthema!)

benutzt wird. Ich will es Ihnen auch sagen, weil Sie in Ihrem Gesetzentwurf nicht müde 
werden, zu sagen, dass die Angriffe gegen Polizeibeamte gestiegen sind. Tatsächlich ist 
es aber so, dass die Angriffe auf Polizeibeamte, und zwar alle, nicht nur 
Widerstandshandlungen und auch nicht nur tätliche Angriffe – ich sage gleich noch etwas 
dazu –, sondern auch in der Summe aller elf Delikte, die als Gewaltstraftaten oder Angriffe
gegen Polizeibeamte gewertet werden können, im Jahr 2020 unter dem Niveau der Jahre 
2016, 2017, 2018 liegen. Das ist so, Herr Walk, das ist so. Einen Anstieg gab es 
gegenüber dem Jahr 2019, das ist richtig. Dieser deutliche Rückgang von Straftaten im 
Jahr 2019 zieht sich aber durch die gesamte Polizeiliche Kriminalstatistik. Das wissen Sie, 
das haben wir im Innenausschuss diskutiert und wurde durch die Landesregierung mit der 
Umstellung auf das System ComVor begründet. Auch in diesen Zahlen werden wir eine 
statistische Auswirkung dieser Umstellung erleben. Deswegen ist es sinnvoller, wie auch 
das Innenministerium immer ausgeführt hat, die Zahlen von 2020 nicht mit 2019 zu 
vergleichen, sondern eben mit den Jahren 2016, 2017, 2018, und da ist ein Rückgang 
festzustellen. 

Da will ich Ihnen aber auch sagen, weil Sie darauf eingegangen sind: Zwei Drittel dieser 
1.058 Straftaten gegen Thüringer Polizeibeamte 2020 sind Widerstandshandlungen,

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Nein!)

Herr Walk, sind Widerstandshandlungen. Nun müssen Sie aber wissen – und das haben 
Sie als CDU eingefordert –, dass in den Widerstandsdelikten die tätlichen Angriffe gar 
nicht mehr integriert sind. Das heißt, dort, wo ein Betroffener einer polizeilichen 
Maßnahme auch nur mit dem Arm ausholt und eine Schlagbewegung gegen einen 
Polizeibeamten führt, ist dies in diesen Widerstandsdelikten überhaupt nicht mehr 
integriert, sondern hier sind Delikte integriert wie zum Beispiel das Festhalten an einem 
Geländer. Während es bei den tätlichen Angriffen gar nicht darum geht, dass der Angriff 
vollendet war, sondern es ausreicht, dass man, was zu verurteilen ist, eine Flasche auf 
eine Gruppe von Polizeibeamten wirft. Ich glaube, diese Ungenauigkeiten in der 
politischen Debatte machen eben auch die Argumentation unglaubwürdig und führen eben
auch dazu, dass man die falschen Schlussfolgerungen zieht, Herr Walk. Deswegen sollten
wir tatsächlich auch mal über die Statistik reden.

Was ich eigentlich auch im Interesse von Polizeibeamten unglaublich in Ihrer 



Argumentation finde: Wenn Sie immer nur die Zahl der tätlichen Angriffe herausholen und 
die Zahlen der Widerstandshandlungen, aber im Prinzip nicht auf die gefährlichen oder 
leichten Körperverletzungen eingehen, dann werden Sie zwar die Menschen bei der 
Polizei hier mitbenennen, auf die eine Flasche geworfen worden ist, aber die Menschen, 
die tatsächlich verletzt worden sind, bei denen Knochenbrüche durch tätliche Angriffe 
erfolgten, tauchen in Ihrer Argumentation nicht auf. Das finde ich dann eben auch etwas 
unredlich. 

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: 145 Verletzte im Jahr!)

Herr Walk, vielleicht werden wir uns auch noch mal gemeinsam darauf verständigen, 
genau diese Frage mal im Innenausschuss detailliert zu diskutieren und zu beleuchten, 
weil da Ihre Argumentation sehr einseitig und eben auch schwach ist. 
Meine Damen und Herren, ich weiß, wenn man von diesem Pult eine Rede eines 
Landtagsabgeordneten als eine Ansammlung von Lügen bezeichnet, gäbe es dafür einen 
Ordnungsruf. Mir hat aber noch niemand aus dem Ältestenrat oder, Frau Präsidentin, aus 
dem Präsidium gesagt, wenn denn eine Rede eine Ansammlung von Lügen war, wie soll 
ich diese denn sonst benennen? Also hier bitte ich auch um hilfreiche Hinweise, denn die 
Rede des Abgeordneten

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

der AfD-Fraktion war nichts anderes als eine Ansammlung von Lügen. Ich finde es schon 
sehr vermessen, sich hier hinzustellen, den anderen Fraktionen vorzuwerfen, sie würden 
nicht über Inhalte diskutieren wollen, aber dann im Prinzip in der Rede nicht einen 
einzigen inhaltlichen Punkt zu beleuchten, sondern sich nur darüber zu beklagen, dass der
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion nicht an den Ausschuss überwiesen worden ist. 
Da will ich auch für die Öffentlichkeit sagen: Das wird die AfD auf ihrem Facebook-Kanal 
nicht posten, denn es geht nicht um die Debatte hier, sondern es geht um das Produzieren
eines Videos, was man selber wieder verbreitet, und da reicht es aus, Lügen zu 
verbreiten, um Meinungen zu manipulieren.

Es wurde hier gesagt, wir würden uns nicht mit Inhalten auseinandersetzen. Seit 
November 2020 beschäftigt sich der Innenausschuss mit dem Evaluationsbericht des 
Ministeriums zum Pilotprojekt „Bodycam“. Wir haben derzeit der Landesregierung einen 
umfangreichen Fragekatalog zur Beantwortung übergeben. Wir haben – das wurde hier 
verschiedentlich angesprochen – eine Anhörung mit 70 Anzuhörenden auf den Weg 
gebracht, die eingeladen sind, erst ihre schriftliche Stellungnahme und nachfolgend am 
24. Juni auch ihre mündliche Stellungnahme abzugeben. Was wir und auch ich ganz 
persönlich hier an diesem Pult immer wieder getan haben, ist genau, sich inhaltlich mit der
Frage der Bodycam auseinandersetzen und auch die Behauptungen zu widerlegen, die 
hier auch im Gesetzentwurf der AfD fälschlich aufgeführt sind.

Ich will nur an drei Beispielen deutlich machen, warum es gerade eine inhaltliche 
Begründung ist, Ihren Gesetzentwurf abzulehnen, sich aber auch kritisch mit der Bodycam
zu beschäftigen. Die AfD behauptet in ihrem Gesetzentwurf: „Der Einsatz von 
Bildaufnahmegeräten mit Tonaufzeichnungen bietet unseren Polizeibeamten einen 
zusätzlichen Schutz. Zum Zwecke der Eigensicherung sind diese unabdingbar.“ Das ist 
eine völlige Ignoranz gegenüber den Auffassungen der Polizeibeamten, die in den 
Evaluationsbericht eingeflossen sind, weil diese ja selbst befragt worden sind. Da werden 
wir zum Beispiel feststellen, wenn wir den Evaluationsbericht lesen, dass es im Bereich 
der Polizei Jena zu einer Steigerung von Widerstandshandlungen in den Schichten 



gekommen ist, in denen die Bodycams zum Einsatz kamen, gegenüber den Schichten, in 
denen die Bodycams nicht zum Einsatz kamen. Im Polizeiinspektionsdienst Gotha 
kommen die Beamten zu dem Ergebnis: Das Sicherheitsgefühl der Beamten wurde durch 
den Einsatz der Kameras nicht gesteigert. In der Polizei Sonneberg kommt man zu dem 
Ergebnis, dass der Trageversuch bei der Einsatzunterstützungseinheit negativ ausgefallen
ist. In der Gesamtbetrachtung der statistisch erfassten Einsätze kommen die 
wissenschaftlichen Evaluatoren zu dem Ergebnis, dass es keine aggressionsmindernde 
Auswirkung gab, dass sich beispielsweise bei weiblichen Beamten der Polizei das 
Aggressionsverhalten bei der Bodycam sogar gesteigert hat, dass das polizeiliche 
Gegenüber bei der Bodycam sogar unkooperativer wurde. Bei Betroffenen polizeilicher 
Maßnahmen, die unter dem Einfluss von Alkohol und Betäubungsmitteln standen, ist eine 
höhere Aggressivität festzustellen. Das sind doch Sachen, die man hier benennen muss. 
Das ignorieren Sie die ganze Zeit in der Diskussion und behaupten dann gleichzeitig, dass
Sie die Auffassung der Polizei ernst nehmen. Das ist gelogen.

In dem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion wird weiterhin behauptet, dass „sich nach 
übereinstimmendem Bekunden vieler Polizeibeamter [herausgestellt hat], dass der Einsatz
von Bodycams sinnvoll ist und der angesprochenen Problemlage entgegenwirken kann.“ 
Es gab so eine Umfrage unter Thüringer Polizeibeamten, die die Bodycam getestet haben,
in der Tat. Da kam heraus, dass 38,5 Prozent der Beamten sagen: Wir wünschen uns den 
Einsatz der Bodycam auch dauerhaft. Also sagen 61,5 Prozent der Thüringer 
Polizeibeamten, die an diesem Modellversuch teilgenommen haben: Wir sind gegen den 
Einsatz oder uns ist es schließlich egal. Die Behauptung, die hier immer wieder aufgeführt 
wird, ist im Prinzip falsch. Das wird auch noch mal deutlich, wenn ich Ihnen sage, dass bei
der Befragung der Polizeibeamten lediglich 13 Prozent – 13 Prozent! – sagten, dass sich 
durch die Bodycam das Sicherheitsgefühl im Einsatz erhöht hätte. 13 Prozent! Das ist 
auch der Beleg dafür, dass Sie auch die Auffassung von Polizeibeamten nicht ernst 
nehmen, auch wenn Sie es immer wieder behaupten.

Dann wird hier noch einfach ohne Quelle und auch völlig unzutreffend behauptet, es 
kommt immer wieder „zu fragwürdigen, […] meist ungerechtfertigten Anzeigen gegen die 
Einsatzkräfte, die primär auf eine Verächtlichmachung der Polizei aus ideologischen und 
politischen Gründen abzielen.“ Dafür gibt es überhaupt keine Datengrundlage. Und es ist 
vor allen Dingen völlig unzutreffend – das zeigen auch viele kleine Anfragen, auch des 
Abgeordneten Kollegen Walk oder auch von mir –, dass es in den Fällen dieser Anzeigen 
gegenüber Polizeibeamten zu Verurteilungen kommt. Das können Sie alles nachlesen.
Es geht hier darum, Stimmung zu machen, falsche Fakten vorzutragen, um vermeintlich 
eine politische Position stark zu machen, von der man glaubt, dass sie mehrheitsfähig sei. 
Wir beschäftigen uns in der Tat mit Inhalten, wir hinterfragen das kritisch, lesen 
Evaluationsberichte und wir werden – Herr Bergner, Sie haben es angesprochen – in die 
Diskussion eintreten. Dann werden wir auch gemeinsam eine Diskussion führen, ob es 
notwendig ist oder nicht, welche verfassungsrechtlichen Grenzen bestehen. Und wir 
werden in dieser Diskussion nicht nur die wissenschaftliche Evaluation ernst nehmen, 
sondern auch die Meinungen der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in Thüringen. 
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


